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UNO Organisation der Vereinten Nationen
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NDG Nachrichtendienstgesetz
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ENSI Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

EU Europaische Union

EMRK Europaische Menschenrechtskonvention

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

GPDel Geschaftsprafungsdelegation

LCH Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten

EKF Eidgendssische Kommission flr Frauenfragen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
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BV Bundesverfassung

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband
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SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbande

Droleg Dachverband fir Drogenlegalisierung

PKK Kurdische Arbeiterpartei

SHIV Economiesuisse (ehem. Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein)

EKJ Eidgendssische Kommission fur Jugendfragen

VSD Verband Sucht- und Drogenfachleute

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

EKR Eidgendssische Kommission gegen Rassismus

SSV Schweizerischer Stadteverband

FER Fédération des Entreprises Romandes

KESB Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde

NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fir Analyse und
Prévention)

SsV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéandlerverband

VSPB Verband Schweizerischer Polizeibeamter

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

IZRS Islamischer Zentralrat Schweiz

Fedpol Bundesamt flr Polizei

SKG Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten

SBLV Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband
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-direktoren
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DFJP Département fédéral de justice et police

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
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Commission fédérale contre le racisme
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Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)
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Fédération Suisse des Fonctionnaires de Police

Société Suisse des Officiers
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Das 100-jahrige Jubildaum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 |6ste - Uberwiegend
in der Deutschschweiz - mehrere Debatten und damit verbunden tber das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubildaum die eigens
daflur produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 - Die Schweiz am Rande eines
Burgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeftihrung und die WOZ flhrte
Gesprache mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche verdffentlichten
bereits im Januar ein Portrat des damaligen Streikflhrers und Nationalrats Robert
Grimm. Wahrend in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Burgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bdlrgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewéhrungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe - allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.

Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darlber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubildum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdricken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubildum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bulrgertum» zu gedenken. Dadurch, so
Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklarte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche - letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt - hatten bereits
vor dem Streik bestanden.

Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompds als im Frihjahr
angeklindigt. Er store sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubildumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhullen, namlich die
Errichtung «einelr] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behoérden», welche
den Streik bekémpft hatten. Als Reaktion auf den angeklndigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee Uber Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhalt. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
Uberlassen.

Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im Marz 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgefuhrt waren. Wenige Tage spater widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grosste Niederlage und
grossten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschurt worden sei und die Burgerlichen fortan Ideen der
SP «ddmonisieren und damit erledigen» haben kénnen. Wiederum eine Woche spéater
antwortete der Militérhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachtraglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So kénne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hatten und als wie entscheidend letztlich die
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bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden mussten.

International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen Uber 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung Uber den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eroffnet.’

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und aussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 - gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen - deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten - sowohl mit den in die Schweiz zurlckgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen - umgehen sollte. Wahrend im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rickkehrende, zwei minderjahrige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkiindete der Bundesrat im Marz,
Schweizer IS-Kampferinnen und -Kéampfer nicht aktiv in die Schweiz zurlckholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu Uberlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darlber, ob die Schweiz auslandische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemuter. Hier trafen mit der &ffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-vélkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsglter frontal aufeinander. Wahrend das Parlament der
offentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat Uberwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Volkerrecht zu verletzen.

Zur Starkung der 6ffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismuspravention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz Uber Vorlduferstoffe fiir explosionsfahige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekampfung. Mit dem Vorlauferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen kénnen. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen kénnen, wéhrend ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefahrderinnen und Gefahrdern an die Hand geben, die vor, nach oder erganzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden kénnen. Um die Gefdhrdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nétig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschrankt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verscharfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den fur das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshélfte
dominierte. Wahrend fur die Beflrworterseite klar war, dass die - bereits mit einer
Ausnahmeregelung fur die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate -
Richtlinie Ubernommen werden misse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin  nicht zu gefdhrden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» - so ihr Slogan - die Schweizer Freiheit und Identitat
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Ubernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemass der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des Beflrworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verscharfung
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des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt fir notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgendssischen Raten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale
Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax>», unterstitzt
von der SP und den Grunen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte Uberdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftater der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) fir 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Offentlichkeit einmal mehr
vor Augen gefuhrt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehdrden Gberfordere. Das Urteil sah
fur «Carlos» eine mehrjahrige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationdren therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle finf Jahre wird Uberprift werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlangerung der Massnahme noétig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zurcher
Justizvollzugswesen ausgeldst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhiillungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhillungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im Marz seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot». Die eidgendssischen Rate schlossen sich fur die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
pladierten fur die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. ?

Aussere Sicherheit

Wenige Tage nachdem das Parlament das Nachrichtendienstgesetz verabschiedet hatte,
begannen die Gegner des Gesetzes Anfang Oktober 2015 mit der
Unterschriftensammlung flr das bereits vorher angekindigte NDG-Referendum.
Jungsozialisten, Grine, die Piratenpartei, die Alternative Liste, die GSoA, der Verein
Grundrechte Schweiz sowie das Blindnis Digitale Gesellschaft schlossen sich dazu zum
»BUndnis gegen den Schnuffelstaat™ zusammen. Starthilfe erhielt die Allianz sogar aus
dem Ausland: Nils Muiznieks, Menschenrechtskommissar des Europarats, kritisierte kurz
vor der Schlussabstimmung im Parlament die geplanten Beschaffungsmassnahmen und
sah das in der EMRK verankerte Recht auf Respektierung des Privatlebens durch
Staatstrojaner in Gefahr. Anfang Dezember beschloss dann auch die SP an ihrer
Delegiertenversammlung, dem ,Blndnis gegen den SchnUffelstaat™ beizutreten. Bis zum
Ablauf der Referendumsfrist am 14. Januar 2016 reichten die NDG-Gegner gut 56'000
gultige Unterschriften bei der Bundeskanzlei ein, womit das Referendum
zustandegekommen ist und das Volk das letzte Wort zum NDG haben wird. *

Lange bevor der Bundesrat Mitte Juni 2016 mit seiner Medienkonferenz den
Abstimmungskampf zum Nachrichtendienstgesetz offiziell eréffnete, wurde das Thema
breit in der Offentlichkeit diskutiert. Anlass dazu boten etwa die Terroranschlage in
Brussel vom 22. Marz 2016, in deren Nachgang burgerliche Sicherheitspolitikerinnen
und -politiker den Bundesrat dazu aufforderten, dem Nachrichtendienst per
dringlichem Bundesbeschluss schleunigst zu den notwendigen Kompetenzen zu
verhelfen. Man kénne nicht warten, bis das neue NDG nach der
Referendumsabstimmung vom September in Kraft treten konne; die jingsten Anschlage
hatten gezeigt, «dass die Bedrohung durch Terrorismus real ist», erklarte die
Présidentin der SiK-NR, Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), gegenliber der NZZ. In
Zeiten wie diesen sei es «unsinnig», dass der NDB in seiner Arbeit behindert werde,
zitierte die «Tribune de Genéve» dazu SiK-SR-Président Isidor Baumann (cvp, UR). Der
NDB sei momentan «blind und taub», mahnte der Genfer Sicherheitsdirektor Pierre
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Maudet (GE, fdp) an gleicher Stelle. Obschon die Forderung unerfullt verhallte, lagen die
Hauptargumente fir das neue Nachrichtendienstgesetz damit schon einmal auf dem
Tisch.

Dass ein grosser Teil der Schweizer Bevolkerung ahnlich dachte, zeigte die im Mai
veroffentlichte Studie «Sicherheit 2016» der ETH Zurich. Darin schétzten rund drei
Viertel der Befragten die weltpolitische Lage (eher) pessimistisch ein, wobei die
Erhebungen bereits im Januar und damit vor den Terrorattacken in Brussel
stattgefunden hatten. Damit einher gingen ein gegenlber dem Vorjahr gestiegenes
subjektives Unsicherheitsempfinden sowie die klare Unterstitzung von Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit wie Datensammlungen Uber verdachtige Personen,
Armeeeinsatze zur Sicherstellung von Ruhe und Ordnung, die Aufstockung der
Polizeikorps, Videoluberwachung im 6ffentlichen Raum oder vorsorgliche Verhaftungen.
Von einer gewissen Ambivalenz zeugten die Antworten zum Verhéltnis von Freiheit und
Sicherheit: 55 Prozent der Befragten waren der Meinung, dass der Staat die Sicherheit
der Bevolkerung auch auf Kosten der personlichen Freiheit garantieren solle,
gleichzeitig wurden sich aber ebenfalls 55 Prozent flir Freiheit statt Sicherheit
entscheiden, wenn sie gezwungen wéren, eins der beiden zu wahlen. Zwei Drittel
befurworteten aber die Terrorismusbekdmpfung auch unter Einschrankung der
personlichen Freiheit - ein Ergebnis, das «Wasser auf die Mihlen der Befurworter» des
neuen NDG sei, wie das St. Galler Tagblatt resimierte.

Weiteren Impetus fand die Beflrworterseite in der Tatsache, dass sich offenbar auch
der IZRS an der Unterschriftensammlung gegen das NDG beteiligt hatte, wie die
Luzerner Zeitung Mitte Juni bekannt machte. Die umstrittene islamische Organisation
sehe im NDG ein «Vehikel gegen Muslime», in dessen Fokus «je nach politischem
Klima» auch andere Gruppen geraten konnten, weshalb Mediensprecher Qaasim Illi zur
Unterschrift gegen das NDG aufgerufen habe. Im Einsatz fir das NDG sah man sich
dadurch bestéatigt, denn es sei «bezeichnend», dass «ein Verein wie der IZRS, der
selber im Fokus des NDB stehen kénnte», gegen das Gesetz mobil mache, zitierte die
Zeitung Ida Glanzmann-Hunkeler. Sogar Bundesrat Guy Parmelin sollte den Widerstand
des IZRS einige Tage spater vor den Medien lakonisch als «beste Werbung flr das
Gesetz» bezeichnen. Die Gegenseite distanzierte sich derweil von «diesen
Extremisten», wie SP-Sprecher Michael Sorg betonte; man sei nicht verbindet und
stehe in keinerlei Kontakt. Aus dem Abstimmungskampf wollte sich der IZRS denn auch
heraushalten, wie er Uber eine Sprecherin verlauten liess.

Auf der Pro-Seite stand neben dem Bundesrat ein Uberparteiliches Ja-Komitee, das
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller grosseren Parteien ausser den Grinen
vereinte. Im Laufe der Kampagne sprachen sich zudem die Ost- und Westschweizer
Konferenzen der Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren sowie die
Regierungsrate der Kantone Zlrich und Schaffhausen fir das NDG aus. Das
Hauptargument fir das neue Gesetz war, dass die Mittel des schweizerischen
Nachrichtendienstes an die aktuelle Bedrohungslage angepasst werden mussten, denn
mit seinen heutigen Instrumenten kdnne er die Schweiz nicht ausreichend vor den sich
standig verandernden und komplexer werdenden Gefahren schitzen. Der NDB sei
schlicht «uberholt», konstatierte FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (fdp, AG)
gegenuber der Presse. Klar konne das Risiko nicht vollstandig eliminiert werden, aber es
seien schon viele Attentate dank Uberwachung verhindert worden, pries SVP-
Ratskollege Raymond Clottu (svp, NE) die neuen Uberwachungsmoglichkeiten an. Als die
Ziele des NDG nannte Verteidigungsminister Guy Parmelin einerseits die praventive
Uberwachung der «gefdhrlichsten Individuen» (NZZ) sowie andererseits die
Erschwerung von Cyberangriffen und -spionage, wie im Fall der Ruag, der Anfang 2016
aufgedeckt worden war. Als weiteren Vorzug des neuen Gesetzes hob NDB-Chef Markus
Seiler  die  Vereinfachung der internationalen Zusammenarbeit in der
Terrorismusbekdmpfung hervor. Gleichzeitig warnte er vor einer Schwéchung der
internationalen Stellung der Schweiz, sollte das Gesetz abgelehnt werden, denn je
weniger eigene nachrichtendienstliche Erkenntnisse die Schweiz habe, umso grésser
sei die Gefahr, von auslandischen Geheimdiensten instrumentalisiert zu werden. Es sei
aber mitnichten die Absicht des neuen Gesetzes, alle Birgerinnen und Blrger zu
Uberwachen und selbstverstandlich misse Missbrauch verhindert werden, betonte
Bundesrat  Parmelin  weiter. Auch das Komitee erklarte, umfassende
Kontrollmechanismen und eine gut ausgebaute Aufsicht Uber den Nachrichtendienst
verhinderten, dass ein Uberwachungsstaat geschaffen werde. Die Befiirworterinnen
und BeflUrworter wurden nicht miude zu betonen, dass das NDG das Gleichgewicht
zwischen individueller Freiheit und Sicherheit wahre und letztlich schlicht notwendig
sei — oder mit den Worten von SP-Nationalratin Rebecca Ruiz (sp, VD) in der «Tribune
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de Geneve»: «Wir kénnen nicht bei Windows 95 und Walkie-Talkies bleiben.» Der
Status quo sei eine Reaktion auf den Fichenskandal in den 1990er-Jahren gewesen,
erklarte auch EDOB Adrian Lobsiger gegentiber der Sonntagszeitung. Seither hatten sich
die Welt verandert und die Sicherheitslage verscharft. Auch er bezeichnete das NDG als
«Kompromiss zwischen Freiheit und Sicherheit», liess sich aber nicht auf eine explizite
Abstimmungsempfehlung hinaus. Zum frihen Zeitpunkt des offiziellen Kampagnenstarts
Mitte Juni sagte Bundesrat Parmelin, er wolle eine «padagogische»
Abstimmungskampagne fihren, um der Bevoélkerung angesichts des heiklen und
komplexen Themas genau zu erkléren, was die Neuerungen seien und warum sie notig
seien.

Die Kontra-Seite bestand hauptséchlich aus dem Referendumskomitee «BlUndnis gegen
den Schniffelstaat», das von den Grunen, der SP, den Juso, der Piratenpartei, der
Gewerkschaft Syndicom, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Grundrechte.ch sowie
dem Chaos Computer Club unterstitzt wurde. Ein bulrgerlich gepragtes Gegenkomitee
um die burgerlichen Jungparteien, kritische Parlamentarierinnen und Parlamentarier
von SVP bis GLP sowie die Operation Libero, das liberale Argumente gegen das NDG
anflhren wollte, zerbrach hingegen, bevor es sich formieren konnte. Man habe das NDG
gleichzeitig mit dem BUPF bekdmpfen wollen, aber mit dem Scheitern des BUPF-
Referendums sei die Gruppe auseinandergefallen, schilderte der Koordinator und
stellvertretende SGV-Direktor Henrique Schneider dem St. Galler Tagblatt. So
dominierten denn auch die von links gedusserten Bedenken das Argumentarium der
Gegnerschaft. Weil es dem NDB erlaube, auf Basis blosser Vermutungen zu agieren,
gehe das neue Nachrichtendienstgesetz zu weit, so das Hauptargument des Nein-
Lagers. Juso-Prasidentin Tamara Funiciello nannte das NDG einen «Schritt Richtung
Massenlberwachung». Mit dem Gesetz wurden alle Birgerinnen und Blrger zu
Verdachtigen gemacht, sodass der NDB letztlich jeden zum potenziellen Terroristen
«emporstilisieren» kdnne, kritisierte der Prasident des Vereins Grundrechte.ch, Viktor
Gyorffy. Das von der Beflrworterseite propagierte Gleichgewicht zwischen individueller
Freiheit und Sicherheit konnte die Gegnerschaft nirgends erkennen. Mit der Starkung
des Nachrichtendienstes kreiere man nur eine «lllusion von Sicherheit», bemangelte
der Grine Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH). Die Attentater von Paris und Brissel
seien sehr wohl nachrichtendienstlich oder polizeilich bekannt gewesen, aber
nichtsdestotrotz héatten die Anschlége nicht verhindert werden kdénnen. Dass eine
parlamentarische oder juristische Kontrolle die Aktivitdten des NDB und damit die
Eingriffe in die Grundrechte wirklich begrenzen kénne, sei ebenfalls «illusorisch», so
Gyorffy weiter. Glattli sah das Gesetz ausserdem - sowohl aufgrund der
Zusammenarbeit mit auslandischen Nachrichtendiensten als auch wegen der
Méglichkeit zum Eindringen in auslandische Computersysteme - als Gefahr fur die
Neutralitat der Schweiz. Zudem missbilligte die Gegnerschaft, dass der Staat durch den
Kauf von Trojanern den Schwarzmarkt fur Sicherheitslicken und das organisierte
Verbrechen férdere.

Insgesamt verlief die offentliche Debatte Uber lange Zeit unaufgeregt und angesichts
der Tragweite des Themas eher sparlich. Erst rund drei Wochen vor dem
Abstimmungssonntag, im Anschluss an die SRF-«Arena» zum NDG, gewann sie «doch
noch etwas an Temperatur», wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Dabei stand das
Instrument der Kabelaufklarung im Fokus, in der die Gegenseite nichts anderes als die
verdachtsunabhangige Massenlberwachung erkannte. Die Beteuerung, es werde nur
der grenzlberschreitende, nicht aber der inldndische Internetverkehr Uberwacht, sei
bedeutungslos, da etwa sehr viele E-Mails Uber ausléandische Server verschickt wirden,
auch wenn sich Sender und Empfanger in der Schweiz befanden. Ein viel genanntes
Argument gegen diese Art der Uberwachung war die Suche nach der sprichwértlichen
Nadel im Heuhaufen, die eben nicht einfacher werde, wenn man den Heuhaufen
vergrossere. NDG-Fursprecherin Corina Eichenberger hielt dem in der «Tribune de
Geneve» entgegen, man werde im Internetverkehr schon nach sehr eng definierten
Schlagworten suchen, und nicht einfach nach «Islam» oder «Bombe». Ausserdem
fuhrte die Pro-Seite an, der NDB verflige gar nicht Uber genug Ressourcen fur eine
solche Massenuberwachung. Der Bundesrat sprach bis zuletzt von rund zehn Fallen pro
Jahr, in denen bewilligungspflichtige Beschaffungsmassnahmen eingesetzt wirden, wie
er auch schon dem Parlament erklart hatte. In den Medien wurde diese Zahl jedoch in
Zweifel gezogen, da sich seit den parlamentarischen Beratungen die Bedrohungslage
durch vermehrte Anschlédge in Europa - die bisher folgenschwersten in Paris und
Brissel - und die zunehmende Anzahl Dschihad-Reisender aus der Schweiz verscharft
habe. Wéhrend das VBS die Zahl als Durchschnittswert, der mit der Bedrohungslage
variieren kénne, verteidigte, sprach Ida Glanzmann-Hunkeler eher von 20 bis 25 Fallen
pro Jahr, wobei diese Schatzung nicht statistisch extrapoliert, sondern «mehr ein
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Geflihl» sei, wie sie gegenUber dem Tages-Anzeiger erklarte. NDG-Gegner Balthasar
Glattli sah in diesem Zahlenwirrwarr gemass St. Galler Tagblatt ein Indiz daflr, dass «die
staatlichen Schnuffler wesentlich hungriger» seien, als sie es «vor der Abstimmung
zugeben» wollten. Wie der Tages-Anzeiger feststellte, wurde der Abstimmungskampf
gegen Ende zum «Streit der Begrifflichkeiten», der sich vor allem um die Definition von
Massenlberwachung drehte. Es sei die Antwort auf die von Beat Flach (glp, AG) in der
«Arena» gestellte Frage, ob es wirklich so furchtbar sei, dass in Zukunft alles zuerst
durch den Filter des NDB gehe, die Beflrworter und Gegner des NDG trenne,
konstatierte dieselbe Zeitung.

Die ab Mitte August durchgefiihrten Umfragen zeigten schon von Anfang an eine breite
Unterstltzung von knapp 60 Prozent fur das NDG, die bis zur letzten Umfragewelle
Mitte September ungeféahr konstant blieb. Als wichtigste Argumente identifizierten die
Befragungen die Beflirchtung méglichen Missbrauchs neuer Technologien auf der Pro-
sowie den mangelhaften Schutz der Privatsphare auf der Kontra-Seite. Bei den
blrgerlichen Parteien wollte die Mehrheit der Basis Ja stimmen, wéhrend die
Anhéngerschaft der linken Parteien mehrheitlich ein Nein einlegen wollte. Damit hatte
das NDG gute Voraussetzungen, das Referendum ungeféhrdet zu passieren. *

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung am 25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefihrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am hdchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souverdn bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniiberwachung zu
entkréaften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevélkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kiindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erklarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeitnah musse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehorde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Réate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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Die Stimmbeteiligung lag bei der Abstimmung zum Nachrichtendienstgesetz mit knapp
43 Prozent unter dem Durchschnitt der vergangenen 20 Jahre, wie die VOTO-Studie
zum Urnengang vom 25. September 2016 aufzeigte. Im Gegensatz etwa zu den
Abstimmungen vom 28. Februar 2016, als unter anderem die Entscheidung zur
Durchsetzungsinitiative geféllt wurde, habe dem Abstimmungssonntag im Herbst ein
«Mobilisierungmotor» gefehlt, stellten die Autoren fest. Selbst von den nach eigenen
Angaben fast immer Teilnehmenden waren im September 2016 nur rund drei Viertel an
die Urne gegangen, obwohl drei von vier befragten Stimmenden sowohl dem NDG als
auch der gleichzeitig dem Volk vorgelegten «AHVplus»-Initiative eine hohe persénliche
Bedeutung beimassen.

Die Parteiparolen hatten eigentlich auf einen klassischen Links-Rechts-Konflikt
hingedeutet; einen solchen konnte die Studie im Stimmverhalten jedoch nicht
nachzeichnen. Wahrend bei denjenigen Befragten, die sich selbst links aussen
einstuften, nur rund ein Drittel dem NDG zustimmte, erreichte die Vorlage im
gemassigt-linken Lager bereits 60 Prozent Zustimmung. Bei den grosseren Parteien
stimmte nur die Anhéngerschaft der Grlinen mehrheitlich (61%) gegen das NDG. Von
den SP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten legten hingegen 57 Prozent ein Ja in
die Urne, womit nur eine Minderheit der Basis der Parteiparole folgte. Bei der GLP, die
sich schon im Vorfeld tief gespalten gezeigt und daher Stimmfreigabe beschlossen
hatte, stimmten rund zwei Drittel der Anhéngerschaft Ja. Die hochste Zustimmung
erreichte die Vorlage mit einem Ja-Anteil von 86 Prozent bei den Sympathisantinnen
und Sympathisanten der CVP. Bei der FDP und der SVP sprachen sich je rund drei
Viertel der Anhangerinnen und Anhénger fur das NDG aus, womit das Gesetz mit 65.5
Prozent insgesamt fast eine Zweidrittelmehrheit in der Stimmbevélkerung erreichte.
Jungere sprachen sich haufiger gegen das Gesetz aus als Altere. Bei den Unter-40-
Jahrigen erzielte die Vorlage keine Ja-Mehrheit, wohingegen die Uber-70-Jahrigen zu
fast 80 Prozent zustimmten. Unabhéngig vom Alter stimmten auch internetaffine
Personen eher Nein als solche, die das Internet weniger nutzen. In Zusammenhang mit
dem Stimmentscheid standen ausserdem das Vertrauen in die Regierung und die
Haltung zur Armee, wobei ein hdheres Regierungsvertrauen und eine positivere Haltung
zur Armee mit einer wahrscheinlicheren Zustimmung zum NDG einhergingen. Des
Weiteren stimmten jene, denen der Entscheid leicht gefallen war, haufiger Ja als jene,
die sich mit dem Stimmentscheid schwer taten. Dies deuteten die Autoren
dahingehend, dass einerseits die Beflurworterinnen und Beflrworter von ihrer Sache
Uberzeugter waren und weniger zweifelten als die Gegnerinnen und Gegner und/oder
dass sich andererseits die Unentschlossenen im Zweifelsfall eher fur den Status quo
entschieden als flr das neue Gesetz.

Das dominierende Motiv fur die Zustimmung zum NDG war der Bezug auf die aktuelle
Sicherheitslage, in der es das NDG brauche. 80 Prozent der Ja-Stimmenden
begriindeten ihren Stimmentscheid damit. Andere Motive, etwa dass man als
unbescholtener Blrger oder unbescholtene Blrgerin vom NDG nichts zu beflrchten
habe, wurden demgegentber nur selten genannt. Fir die Nein-Stimmenden gab primar
der starke Eingriff in die Grundrechte den Ausschlag, der von Uber der Halfte der Nein-
Stimmenden als Motiv angegeben wurde. Am zweitmeisten genannt wurde als Motiv fur
ein Nein die Wahrnehmung, dass das Gesetz ineffektiv oder unnétig sei, weil es keine
Terroranschlage verhindere. Explizit Bezug auf einen neuen Fichenskandal oder einen
Uberwachungsstaat nahmen unterdessen nur wenige und 9 Prozent der Nein-
Stimmenden konnten ihren Entscheid nicht begrinden (gegenlber 4% der Ja-
Stimmenden).

Sehr grossen Anklang in der Stimmbevdlkerung fand das Argument, dass die Schweiz fur
den Kampf gegen den Terrorismus einen starken Nachrichtendienst brauche. Wéhrend
die Ja-Stimmenden diesem Argument fast einhellig beipflichteten, zeigte sich auch eine
Mehrheit der Nein-Stimmenden damit einverstanden. Die Ja-Stimmenden fanden indes
grossmehrheitlich auch, dass man flr die Sicherheit gewisse Einschrankungen der
personlichen Freiheit in Kauf nehmen musse, was die Nein-Stimmenden mehrheitlich
ablehnten. Eine knappe Mehrheit aller Stimmenden - damit auch fast die Halfte der Ja-
Stimmenden - hielt zudem nach einer Annahme des NDG MassenUberwachungen ohne
klare Verdachtsmomente fur moglich. Die noch grossere Resonanz erzeugte bei den
Nein-Stimmenden aber das Argument, dass die Schweiz bereits Uber die ndétigen
rechtlichen Mittel zur Terrorismusbekampfung verfige.

Die Zustimmung zum NDG sei somit vor allem ein Entscheid fir mehr Sicherheit
gewesen, fur die man notigenfalls auch Einschrénkungen der personlichen Freiheit
hinzunehmen bereit sei, bilanzierten die Autoren. ¢
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Strafrecht

Am 3. September 2015 war die Vernehmlassungsfrist zur Umsetzung der Padophilen-
Initiative abgelaufen. Im Februar 2016 veroffentlichte das Bundesamt fur Justiz die
Vernehmlassungsergebnisse. Nebst allen 26 Kantonen hatten finf Parteien (BDP, CVP,
FDP, SP und SVP), drei gesamtschweizerische Dachverbénde (SSV, SGV und SGB) sowie
41 weitere interessierte Organisationen und Institutionen eine Stellungnahme
abgegeben. Auf eine Stellungnahme ausdrucklich verzichtet hatten der Schweizerische
Gemeindeverband, der Arbeitgeberverband sowie die Bundesanwaltschaft. Der
Vernehmlassungsbericht zeigte deutlich, dass eine grosse Mehrheit der
Stellungnehmenden - darunter die FDP, 24 Kantone sowie zahlreiche Organisationen
aus den Bereichen Sport und Freizeit - dem ersten Entwurf des Bundesrates positiv
gegenlberstanden und die darin vorgesehene Ausnahmebestimmung begrissten. Der
hiermit gewéhrte gerichtliche Ermessensspielraum sei wichtig, um Spannungen
zwischen Art. 123c BV und rechtsstaatlichen Prinzipien, insbesondere der
Verhaltnismassigkeit, sowie den internationalen Menschenrechtsgarantien abzubauen.
Fur die SP barg auch diese Umsetzungsvariante noch zu viel Konfliktpotenzial; sie
pladierte fur eine ,konsequent grund- und vdlkerrechtskonforme Umsetzung® des
Verfassungsartikels. Im Gegensatz dazu lehnten die BDP, die CVP und die SVP, die
Kantone Schwyz und Wallis sowie das Komitee ,Padophile sollen nicht mehr mit Kindern
arbeiten  ddrfen® die  Umsetzungsvariante mit  Hartefallklausel ab. Die
Ausnahmebestimmung erfille in ihren Augen die Forderung des Verfassungsartikels und
damit den Willen des Stimmvolkes nicht, indem sie dem Gericht die Mdglichkeit gebe,
vom zwingenden, lebenslangen Tatigkeitsverbot abzusehen. Die einzig zulassige
Ausnahme musse auf die einvernehmliche Jugendliebe beschrankt bleiben. Nur die
zweite Variante ohne generelle Ausnahmebestimmung komme dieser Forderung nach.
Mit dieser Position befanden sie sich unter den Vernehmlassungsteilnehmenden jedoch
klar in der Minderheit. ’

Privatrecht

Zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber den Schutz gewaltbetroffener Personen,
deren Frist Ende Januar 2016 abgelaufen war, wurde im Juli 2017 der Ergebnisbericht
veroffentlicht. Die 58 eingegangenen Stellungnahmen verteilten sich auf 25 Kantone
(der Kanton Glarus verzichtete ausdriicklich auf eine Stellungnahme), sechs politische
Parteien (BDP, CVP, FDP, GP, SP, SVP) und 27 weitere Organisationen. Die Verbesserung
des Schutzes gewaltbetroffener Personen wurde von allen
Vernehmlassungsteilnehmenden als Notwendigkeit anerkannt, wenn auch die
Meinungen darlber auseinandergingen, wie diese Verbesserung erzielt werden soll.

Bei den zivilrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen war vor allem die Méglichkeit der
elektronischen Uberwachung («Electronic Monitoring») von Tatpersonen sehr
umstritten. Wahrend die grosse Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser
die EinfUhrung einer solchen Mdglichkeit grundsatzlich begrisste, zweifelten andere
die Wirksamkeit einer solchen Massnahme generell an, da das resultierende
Sicherheitsgefuhl trigerisch und die Massnahme gegen telefonisches oder Online-
Stalking erfolglos sei. Doch auch von den Beflirwortern des Electronic Monitoring
ausserten Viele Bedenken im Hinblick auf dessen Umsetzung. So stosse die
Uberwachungstechnologie heutzutage noch an Grenzen, innerhalb derer nur eine
passive, retrospektive Uberwachung méglich sei und keine aktive Uberwachung mit
unmittelbarer polizeilicher Intervention, wie sie im Vorentwurf angedacht wére. Auch
die Ortungsgenauigkeit der verfliigbaren GPS- und LBS-Systeme lasse - mit geografisch
bzw. topografisch bedingten Abweichungen von bis zu 25 km im schlechtesten Fall - zu
winschen Ubrig und ermdgliche kaum ein genugend schnelles Eingreifen, um eine
Gewalttat zu verhindern. Geeignet sei eine solche Massnahme ohnehin nur, wenn das
Risiko einer Gewaltaustbung nicht zu gross sei, weshalb die Eignungsabklarung immer
mit einer Risikoabschatzung verbunden werden musste. Neben der Kritik am hohen
finanziellen und personellen Aufwand wurde auch die Verhaltnismassigkeit
angezweifelt: Angesichts dessen, dass es sich bei den betroffenen Personen nicht um
rechtskraftig Verurteilte handle, stehe die vorgesehene 12-monatige Tragepflicht der
elektronischen Fussfessel in keinem Verhaltnis zur Sanktion, welche im Falle eines
strafrechtlichen Schuldspruchs zu erwarten ware. Ganz allgemein wurde auch kritisiert,
dass das Electronic Monitoring als eine eigentlich strafrechtliche Vollzugsmassnahme
im Zivilrecht fehl am Platz sei. Solche Skepsis dusserten nebst 20 Kantonen, der Griinen
Partei und der SP auch mehrere juristische Vereinigungen, das Centre Patronal, die
KKJPD, der SGV, die Universitat Lausanne, die KKPKS, der Kinderschutz Schweiz, die
Schweizerische Konferenz gegen hausliche Gewalt, die Schweizerische Konferenz der
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Gleichstellungsbeauftragten, der Stadteverband und Travail.Suisse.

Ebenfalls kontrovers aufgenommen wurde die Bestimmung, wonach die Kantone
Weiterbildungsmaoglichkeiten fur Personen, die mit Gewaltschutzfallen zu tun haben -
beispielsweise im Rahmen einer Tatigkeit bei der Kriseninterventionsstelle oder bei
Gerichten -, Dbereitstellen mussen. Wahrend sich knapp die Halfte der
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv dazu ausserte, kam das Vorhaben bei rund
einem Flnftel der Stellungnehmenden nicht gut an. Moniert wurde hauptsachlich der
Verstoss gegen das foderalistische Prinzip, da es sich bei der Weiterbildung um eine
kantonale Kompetenz handle. Von einer breiten Mehrheit begrisst wurde hingegen die
vorgesehene Mitteilungspflicht von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichtes an
andere Behorden wie die KESB und die kantonale Kriseninterventionsstelle, soweit dies
notwendig erscheint, damit letztere ihre Aufgaben erfillen kénnen. Ebenso
mehrheitlich  positiv.  aufgenommen  wurden die Anpassungen an der
Zivilprozessordnung, darunter der Wegfall der Gerichtskosten und des
Schlichtungsverfahrens.

Bei den strafrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen wurde vor allem die Anderung
begrusst, dass die Sistierung, Wiederanhandnahme und Einstellung eines Verfahrens
nicht mehr allein vom Willen des Opfers abhangig sein und der Behdrde eine
umfassende Interessenabwagung ermdglicht werden soll. Kritisiert wurde hierbei
jedoch der umfangreiche Katalog der bei der Sistierung zu beachtenden Kriterien sowie
im Detail die Vorschrift, dass die Behdrde ein allfallig von der beschuldigten Person
besuchtes Lernprogramm gegen Gewalt beim Sistierungsentscheid bertcksichtigen soll.
Mehrere Kantone bedauerten, der Anreiz zum Besuch solcher Lernprogramme sei zu
lasch und Weitere forderten zusammen mit der SP, den Juristinnen Schweiz, der
Schweizerischen Konferenz gegen héusliche Gewalt, der Schweizerischen Konferenz
der Gleichstellungsbeauftragten und dem Stadteverband gar eine obligatorische
Verknlpfung der Verfahrenssistierung mit dem Besuch eines Lernprogramms gegen
Gewalt. Sehr umstritten war ausserdem die Frage, ob das Opfer vor der Einstellung des
Verfahrens zwingend angehdrt werden muss.

Von sieben Kantonen, der CVP, der Griinen Partei und der SP sowie von der KKPKS, der
Interkantonalen Arbeitsgemeinschaft der Geschéadigten- und Opfervertretung, dem
Kinderschutz Schweiz, Pro Familia, der Schweizerischen Konferenz gegen héausliche
Gewalt, der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten, dem
Stadteverband, Terre des Femmes und von mehreren juristischen Vereinigungen wurde
die Vernehmlassungsantwort Uberdies dazu genutzt, fir die Einflhrung einer
spezifischen Stalking-Strafnorm zu pladieren, obwohl - oder gerade weil - eine solche
nicht Gegenstand des Vorentwurfs war. ®

Grundrechte

Die im Vorjahr eingeleitete Vernehmlassung Uber einen Beitritt der Schweiz zum
internationalen Ubereinkommen zum Verbot und zur Verhiitung des Volkermordes
(Genozid-Konvention) der UNO von 1948 ergab breite Zustimmung. Die SP und Amnesty
International verlangten, dass bei der notwendigen Anpassung der Strafrechtsnormen
der Begriff Genozid nicht nur ethnische, sondern auch soziale und politische Gruppen
einschliessen soll. ?

Mitte Dezember 2017 gab der Bundesrat den Medien bekannt, dass er die Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot>» ablehne, ihr aber mit einem indirekten Gegenvorschlag
begegnen mochte. Die Initiative fur ein nationales Verbot sei abzulehnen, weil die
Kantone selber entscheiden koénnen sollten, ob sie die Gesichtsverhdllung im
offentlichen Raum verbieten wollen oder nicht. So hatten die Kantone Tessin und St.
Gallen ein solches Verbot beflrwortet, wahrend es in Zirich, Solothurn, Schwyz, Basel-
Stadt und Glarus abgelehnt worden sei. Diesen unterschiedlichen Befindlichkeiten gelte
es Rechnung zu tragen. Der Bundesrat anerkenne jedoch, dass die Gesichtsverhullung
problematisch sein kénne, und zwar zum einen, wenn jemand zur Verhillung
gezwungen werde, und zum anderen im Kontakt mit den Behdrden. Er wollte sich dieser
Problematik daher mit einem indirekten Gegenvorschlag annehmen, der Regelungen
auf Gesetzesebene vorsehe, ohne den Kompetenzbereich des Bundes zu
Uberschreiten. Konkret solle es im Strafgesetzbuch ausdricklich verboten werden,
jemanden zur Verhillung des Gesichts zu zwingen. Zudem solle der Kontakt mit
Bundesbehdrden und Bundesrecht vollziehenden Behoérden unter Androhung von
Strafe unverhillt erfolgen mussen. Der Bundesrat beauftragte das EJPD mit der
Ausarbeitung einer entsprechenden Vernehmlassungsvorlage bis Ende Juni 2018.
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Bei den Initianten vermochte der Vorschlag des Bundesrats wenig Eindruck zu
erwecken; er sei «<schwammig» und entspreche nicht dem Anliegen der Initiative, so
Walter Wobmann (svp, SO) gegenlber der Basler Zeitung. Das Komitee halte an der
Initiative fest und blicke der Abstimmung nach wie vor zuversichtlich entgegen. Die SVP
lehnte den bundesratlichen Vorschlag ebenfalls als «wirkungslos» ab, wie in der Presse
zu lesen war. Auf wenig Gegenliebe stiess der Vorschlag indes auch bei den Grunen.
Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH) bezeichnete ihn gegenlber der Basler Zeitung als
«falsch und Uberfllssig», weil Notigung ohnehin strafbar sei, und machte ihm in der
Aargauer Zeitung den gleichen Vorwurf wie der Initiative selbst, namlich zur
«Stimmungsmache gegen Muslime in der Schweiz» beizutragen. Positiver dausserten sich
die CVP und die SP zur Stossrichtung des Bundesrates, wenngleich sich die SP weiter
auf ihren eigenen direkten Gegenentwurf zur Verbesserung der Gleichstellung der
Frauen konzentrieren wollte. SP-Nationalrat Cédric Wermuth (sp, AG) bedauerte im
Tages-Anzeiger, dass der Bundesrat sich nicht getraut habe, «die Debatte neu
auszurichten», und dass der Gegenvorschlag «keine Antwort auf das Unbehagen»
liefere, das hinter der Initiative stehe. Von verschiedenen Seiten wurde der
bundesratliche Vorschlag auch als nicht oder nur schwer umsetzbar kritisiert, da
Frauen, die gezwungen werden, sich zu verschleiern, dies eher nicht bei der Polizei zur
Anzeige bringen wilrden. Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR), der bereits ein
Gegenkomitee zur Initiative gegrindet hatte, begrisste dagegen den Vorschlag des
Bundesrates. Er sei zwar nicht «das Ei des Kolumbus>», er6ffne aber die Moglichkeit fur
eine gezielte Debatte Uber die Probleme im Zusammenhang mit der Gesichtsverhillung
und Uber allfallige Lésungen, so Caroni gegentiber «Le Temps».

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhullungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegentber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhullung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefahrdung
fur die offentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnutz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schurten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevélkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhullungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdrdenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was darlber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benofit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
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religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Blrgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemaéss Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flr ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt fur die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Geneve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genlgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stlcken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflirwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhillungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenuber dem geltenden Recht. Demgegenuber unterstltzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». "

Innere Sicherheit

Ende April lancierte das Komitee die Volksinitiative «S.0.S. - Schweiz ohne
Schniiffelpolizei». Diese fordert einen neuen Verfassungsartikel (Art. 65bis BV),
welcher festhalt, dass in der Schweiz keine politische Polizei gefihrt wird, und dass
niemand bei der Wahrnehmung ideeller und politischer Rechte Uberwacht werden darf,
solange er dabei keine strafbaren Handlungen begeht. Im Initiativkomitee figurieren
neben namhaften Kulturschaffenden auch zahlreiche Nationalrate der SP und der
kleineren grinen und linken Parteien; der Vorstand der SP beschloss, das
Volksbegehren aktiv zu unterstutzen. Die Uber die Aktivitdten der politischen Polizei
besonders empdrten Kulturschaffenden riefen Uberdies zu einem Boykott der 700-
Jahr-Feier auf.

Ende Oktober 1990 gab Bundesprasident Koller eine Verordnung iiber den Staatsschutz
welche als Ubergangslosung bis zum Entscheid lber ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die praventive Polizeitatigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschranken muss. Mit
der politischen Aktivitat von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Ubergangsldsung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurlck, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stutzen kéonne. Wahrend die FDP ebenfalls Einwande vorbrachte, konnte
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sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklaren, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als moglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. ®

Die Reaktionen fielen vor allem in bezug auf die beiden Kernpunkte, die Einflihrung der
strafrechtlichen Verantwortung von Unternehmen bzw. des Begriffs der kriminellen
Organisation zum Teil sehr negativ aus. Wahrend die FDP beide Neuerungen
beflirwortete, sprachen sich der Vorort, die Bankiervereinigung, die SVP, die CVP und
mit Einschréankungen auch die SP gegen die Bestrafung von Unternehmen aus.
Namentlich die SP kritisierte den neuen Straftatbestand der Unterstitzung von
kriminellen Organisationen. Sie beflrchtet, dass damit Personen bloss aufgrund ihrer
Gesinnung belangt wirden und die Bestimmungen auch gegen Sympathisanten
bestimmter politischer Organisationen verwendet werden kénnten. ™

Der vom Bundesrat im Herbst 1991 in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein
Staatsschutzgesetz erzeugte kein besonders positives Echo. Nach Ansicht der FDP
sollte sich dieses Gesetz auf die Regelung der Informationsbeschaffung und
-verarbeitung zu praventiven Zwecken beschranken und die prozessualen
Ermittlungstatigkeiten ausklammern. Die CVP und die SVP verlangten eine
Uberarbeitung im Sinne einer préaziseren Definition der Aufgaben des Staatsschutzes
und einer besseren Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen. Die SP -
und mit ahnlichen Argumenten auch die GP - lehnten den Entwurf als rechtlich
Uberflissig und begrifflich unklar ab, da Tatbestande wie Terrorismus und organisiertes
Verbrechen im Strafgesetz bereits ausreichend erfasst seien. Bundesrat Koller kiindigte
an, 1993 einen Uberarbeiteten Entwurf vorzulegen, worin namentlich die Aufgaben des
Staatsschutzes praziser umschrieben werden sollen. ™

Der Nationalrat schloss sich der kleinen Kammer an. Ein nur von der SP unterstutzter
Ruckweisungsantrag, der die Verfassungsmassigkeit der Vorlage bezweifelte, und der
zudem die Einschrankungen der Datenschutzvorschriften kritisierte und die
Durchfihrung eines Vernehmlassungsverfahrens verlangte, unterlag mit 96 zu 30
Stimmen. In der Detailberatung lockerte der Rat die Datenschutzbestimmungen
insofern, als ein nachtragliches Dateneinsichtsrecht besteht, wenn ein
Ermittlungsverfahren abgeschlossen ist und kein begrindetes Interesse an der
Geheimhaltung vorliegt. Das Differenzbereinigungsverfahren konnte noch im
Berichtsjahr abgeschlossen werden.

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der Volksinitiative «S.0.S. - Schweiz ohne
Schnuffelpolizei» und dem als indirekten Gegenvorschlag konzipierten Bundesgesetz
Uber die Wahrung der inneren Sicherheit. Mit 116 zu 61 Stimmen empfahl der Rat die
von der SP und der GP unterstitzte Volksinitiative zur Ablehnung.

Mit derselben Stimmenzahl lehnte er auch den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Nichteintreten auf das neue Bundesgesetz ab. Die SP und die Grinen begrindeten ihre
Opposition gegen die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen flr eine préaventiv
wirkende Polizei damit, dass ein solches Gesetz UberflUssig sei und nur dazu dienen
wiirde, der Polizei unkontrollierbaren Handlungsspielraum zur Uberwachung der Biirger
zu verschaffen. Wo es um die Bekdmpfung echter Gefahren gehe, sei das bestehende
Instrumentarium ausreichend: insbesondere sei die Bekdmpfung des politischen
Nachrichtendienstes  (Spionage)  bereits  rechtlich  abgesichert, und  bei
Sprengstoffdelikten und schweren Gewaltverbrechen seien seit 1981 auch
vorbereitende Handlungen strafbar. Diese Einschatzung wurde von den Sprechern der
burgerlichen Parteien und Bundesrat Koller zurlickgewiesen. Letzterer argumentierte
damit, dass die von der Linken befirchtete Uberwachung der Ausiibung politischer
Rechte im neuen Gesetz explizit ausgeschlossen sei. Andererseits sei die Uberwachung
der Aktivitaten bestimmter politischer Gruppierungen (z.B. der kurdischen PKK oder
der islamischen Heilsfront) auch dann erforderlich, wenn deren Mitglieder die Schweiz
nur als logistische Basis benutzen wirden, ohne hier aber kriminelle Akte zu begehen.
Das Gesetz sei deshalb auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch mit anderen européischen Staaten notwendig.
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In der Detailberatung strich der Nationalrat die Bekdampfung des organisierten
Verbrechens aus dem Geltungsbereich des Gesetzes; nicht weil dieser keine Bedeutung
zuerkannt wurde, sondern weil dies eine Aufgabe der strafrechtlichen
Ermittlungsbehdrden sei und auf Bundesebene mit den polizeilichen Zentralstellen
bereits ein Koordinationsorgan bestehe. Bundesrat Koller argumentierte vergeblich
damit, dass in vielen europdischen Staaten (allerdings nicht in Deutschland) die
praventive Polizei auch in diesem Aufgabenbereich tatig sei. Eine gewichtige Differenz
schuf der Rat bei den zuldssigen Mitteln der préaventiven Informationsbeschaffung.
Gegen die Stimmen der FP, der Liberalen und eines Teils der FDP-Fraktion strich er die
vom Standerat aufgenommene Bestimmung, dass dazu auch ohne richterliche
Anordnung der Telefon- und Postverkehr Uberwacht und elektronische Abhdrgerate
eingesetzt werden kénnen. Den Antrag der vorberatenden Kommission, dass im
Staatsschutz grundsatzlich die im Datenschutzgesetz garantierten Einsichtsrechte
gelten sollen, fand keine Mehrheit. Beschlossen wurde eine gleiche Regelung wie im
Gesetz Uber die polizeilichen Zentralstellen, bei welcher der Datenschutzbeauftragte
nur Uberprift, ob eventuell vorliegende Daten rechtméssig bearbeitet werden, aber
keine materiellen Ausklnfte erteilt. In der Gesamtabstimmung wurde das neue Gesetz
gegen die Stimmen der SP und der GP angenommen. "

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein Gesetz iliber den
Einsatz von verdeckten Ermittlern bei der Polizei gab bei den Kantonen und den
burgerlichen Parteien zu wenig Kritik Anlass. Die SP und der Schweizerische
Anwaltsverband lehnten das neue Gesetz hingegen ab; erstere, weil die Verfassung dem
Bund keine entsprechenden Kompetenzen einrdume, letzterer, weil die Arbeit von
verdeckten Ermittlern gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstossen wurde. Trotz dieser
grundsatzlichen Kritik beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Vorlage. Als zuséatzliche Massnahme vor allem im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen forderte Bundesanwaltin Del Ponte wiederholt die EinfUhrung
einer Kronzeugenregelung nach italienischem oder deutschem Vorbild, welche
aussagewilligen Delinquenten Strafmilderung oder -verschonung zusichert. ™

Wie bereits in der kleinen Kammer war das Eintreten auf das neue Bundesgesetz tUber
Waffen, Waffenzubehdr und Munition auch im Nationalrat nicht umstritten. Der Antrag
der Kommissionsmehrheit, auf die vom Stadnderat aufgenommene Vorschrift eines
Waffenerwerbsscheins  fir  Geschéafte  unter  Privatpersonen  (mit  einer
Ausnahmeregelung flr Jager und Schitzen) zu verzichten, setzte sich gegen den
Widerstand der SP und der GP durch. Fur alle derartigen Handanderungen (auch unter
Jégern und Schitzen) wurde beschlossen, dass ein detaillierter Erwerbsvertrag
ausgefertigt werden muss, der vom Kaufer und vom Verkédufer wahrend zehn Jahren
aufzubewahren ist. Die Ratslinke unterlag ebenfalls mit ihrem Antrag, auch tduschend
ahnliche Waffennachbildungen, wie sie nicht selten bei Uberféllen verwendet werden,
dem Gesetz zu unterstellen. Bei den Voraussetzungen flur die Ausstellung eines
Waffentragscheins (von dem Jager und Sportschitzen bei der Austibung ihrer Tatigkeit
ausgenommen sind) hielt der Rat mit 101 zu 77 aus der FDP, der SVP, der LP und der FP
kommenden Stimmen an einem Bedarfsnachweis fest. Aus diesen Kreisen kamen denn
auch die Gegenstimmen bei der Gesamtabstimmung (113:53 bei 4 Enthaltungen).

Das hinter der SoS-Volksinitiative stehende Komitee «Schluss mit dem Schnuffelstaat»
ergriff, wie bereits im Vorjahr angeklndigt, gegen das neue Gesetz das Referendum.
Obwohl es von der SP, der GPS, der PdA, dem Gewerkschaftsbund, den Demokratischen
Juristen und weiteren Organisationen Unterstlitzung erhielt, gelang es ihm nicht, die
erforderlichen Unterschriften beizubringen. Nach mehreren Nachkontrollen stellte die
Bundeskanzlei fest, dass auch bei grosszlgiger Auslegung der Bestimmungen Uber
Fristen und Stimmrechtsbescheinigungen hochstens 49'696 gultige Unterschriften
zusammengekommen waren. "
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Am 7. Juni lehnten die Stimmbdirgerinnen und Stimmbdrger die Volksinitiative «S.0.S. -
Schweiz ohne Schniiffelpolizei», welche die Abschaffung der Staatsschutzorgane
verlangte, mit deutlicher Mehrheit ab. Die Kampagne warf kaum Wellen und stand total
im Schatten der gleichzeitig zur Abstimmung gelangenden Genschutzinitiative. Obwonhl
das beflrwortende Komitee von zwei sozialdemokratischen Nationalraten angefuhrt
wurde (de Dardel, GE und Rechsteiner, SG) engagierte sich auch die SP nur lauwarm fir
die Initiative. Neben ihr hatten auch die GP, die PdA und die Lega dei ticinesi die Ja-
Parole ausgegeben; der Gewerkschaftsbund hatte hingegen auf eine Parole verzichtet.
Das Hauptargument der BeflUrworter bestand darin, dass die praventiv wirkenden
Staatsschutzorgane Uberfllssig seien, da bei einem Verdacht auf strafbare Handlungen
ohnehin die gerichtspolizeilichen Instanzen zustandig seien.

Fur die Gegner des Volksbegehrens war dieses einerseits tUberfllssig, weil das 1997 vom
Parlament beschlossene neue Staatsschutzgesetz die politische Polizei im Sinne einer
Gesinnungsschnuffelei ausdrlcklich verbietet. Andererseits sei diese Initiative auch
gefahrlich, weil in den Bereichen des verbotenen Nachrichtendienstes sowie der
Bekampfung des organisierten Verbrechens und des politisch motivierten Terrorismus
auf die Fruherkennung durch eine praventive Ermittlung, aber auch auf den
diesbezlglichen internationalen Informationsaustausch nicht verzichtet werden durfe.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40.1%
Nein: 1'383'055 (75.4%) / 23 6/2 Stande
Ja: 451'089 (24.6%) / 0 Stande

Parolen:

-Ja: SP (1*), GP, Lega, PdA.

- Nein: FDP, CVP, SVP, FP, SD, LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Angestelltenverband.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Resultat fiel mit 75.4 Prozent ablehnenden Stimmen deutlich aus. Kein einziger
Kanton wies eine Ja-Mehrheit auf; am besten schnitt die Initiative im Jura ab, wo sich
knapp ein Drittel daflr aussprachen. Die Ablehnung war in ldndlichen Gebieten etwas
starker als in den stadtischen Agglomerationen, hingegen waren kaum Unterschiede in
bezug auf Sprachregion auszumachen. Die Vox-Analyse ergab, dass das Interesse der
Stimmberechtigten an diesem Thema nur gering war. Sie zeigte weiter auf, dass auch
Personen mit linker politischer Grundhaltung die Initiative mehrheitlich ablehnten und
nur etwa die Halfte der Sympathisanten der SP die Parteiparole befolgt hatten. Nach
der Ablehnung der S.o.S.-Initiative stand der Inkraftsetzung des neuen
Staatsschutzgesetzes nichts mehr im Wege; sie erfolgte auf den 1. Juli.

Anfangs Juli stellte der Bundesrat seine Botschaft zu zwei Bundesgesetzen liber die
Post- und Telefoniiberwachung resp. die Tatigkeit von verdeckten Ermittlern vor. Die
Vorschlage fur die Postiberwachung und Telefonabhdrung entsprachen weitgehend
dem Vernehmlassungsprojekt. Die Vergehen, bei deren Verfolgung oder Verhinderung
eine Uberwachung angeordnet werden kann, wurden jedoch prazisiert, indem sie in
einem Katalog aufgezahlt sind. Dieser ist allerdings keineswegs so restriktiv, wie er von
der SP gefordert worden war. Die Bedingungen, unter denen eine richterliche Behérde
im Rahmen einer Untersuchung eine Uberwachung anordnen darf (die von einem
Ubergeordneten Justizorgan zu genehmigen ist), wurden gegenliber den geltenden
Bestimmungen und der bisherigen Praxis etwas verschéarft. Anstelle eines blossen muss
nun ein konkreter Tatverdacht vorliegen; wie bis anhin soll es dabei um eine
gravierende strafbare Handlung gehen, die mit anderen Ermittlungsmethoden
ungeniigend hat aufgeklart werden kénnen. ?
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HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 23.12.2002
HANS HIRTER

Die vom Bundesrat in die Vernehmlassung gegebene Verordnung zum neuen
Waffengesetz stiess auf massive Kritik: fir einige Kantone und auch fur die burgerlichen
Parteien war sie zu detailliert und ging Uber die gesetzlichen Vorgaben hinaus; fur die
SP andererseits war sie zu lasch ausgefallen. Der Bundesrat liess sich durch diese
Reaktionen nicht beirren und setzte Gesetz und Verordnung auf den 1. Januar 1999 in
Kraft. 2

Mitte August platzte im Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport
ein Skandal, der weniger wegen des Tatbestandes an sich, sondern vor allem wegen
seiner Einbettung im Geheimdienstmilieu die Medien in helle Aufregung versetzte und
Stoff fur eine Vielzahl von Vermutungen bot. Abklarungen im VBS hatten festgestellt,
dass ein ehemaliger Beamter namens Dino Bellasi, der als Rechnungsfliihrer in der
Untergruppe Nachrichtendienst (UGND) tatig war, mit fingierten Rechnungen Uber
Auslagen fur Truppenkurse mehr als 8 Mio Fr. ertrogen hatte. Spater wurde auch noch
ein umfangreiches Waffenlager von Bellasi entdeckt. Bellasi und sein Anwalt reagierten
auf die Anklage mit der Behauptung, dass er vom Chef der UGND, Peter Regli, mit dem
Aufbau eines geheimen, von den Behdrden nicht kontrollierten Geheimdienstes
beauftragt worden sei. Das ertrogene Geld und die versteckten Waffen hatten zu
diesem Zweck gedient. Die SP und die GP, aber auch die Sonntagspresse, der Blick und
der  Tagesanzeiger  verlangten die  Einsetzung einer  parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK); die Burgerlichen erachteten die eingeleitete
Strafuntersuchung sowie die Abklarungen des VBS und der fur die
Geheimdienstkontrolle zustédndigen Parlamentarierdelegation fir ausreichend. Nach
dem Eingestandnis von Bellasi, dass er keinen Auftrag erhalten habe und es sich um
eine simple und von ihm allein inszenierte Betrugsaffare handle, fielen die Vorwdurfe an
die Adresse der Behdrden in sich zusammen. Der auf eigenen Wunsch von seiner
Funktion beurlaubte Regli, gegen den eine Administrativuntersuchung eingeleitet
worden war, wurde einstweilen in anderer Funktion weiterbeschaftigt. Die Affére Bellasi
|6ste nicht nur bei den Medien grosses Interesse an der Funktion und den Aktivitaten
der UGND aus, sondern auch im Parlament. In seinen Antworten auf Vorstésse von
Linken und Grinen verwies der Bundesrat vor allem darauf, dass der Chef des VBS eine
Studiengruppe unter der Leitung von alt Staatssekretédr Brunner eingesetzt habe,
welche bis Februar 2000 einen Bericht Uber die UGND und ihre Schnittstellen zu
anderen Departementen verfassen solle. Eine von der Fraktion der Griinen eingereichte
Motion fur die Abschaffung des Nachrichtendienstes wurde im Nationalrat mit 83:36
Stimmen abgelehnt. %

Eine vom EJPD eingesetzte Arbeitsgruppe veroffentlichte die Hauptlinien ihrer
Vorschlage fiir eine Revision des Waffenrechts. Sie beantragte namentlich eine
Verscharfung der Bestimmungen Uber den Waffenhandel unter Privatpersonen und ein
Minimalalter fir den Erwerb von so genannten «soft air guns». Der vom EJPD im Herbst
in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf sah vor, dass bei jedem Waffenerwerb,
also nicht nur beim Kauf in einem Waffengeschéft, ein Erwerbsschein vorhanden sein
muss. Um die Arbeit der Polizei bei der Verbrechensaufklarung zu erleichtern, sollen
zudem samtliche Waffen markiert werden. Fir die vom geltenden Gesetz nicht
erfassten soft air guns und Waffenimitationen sind Erwerbs- und Tragverbote fur
Jugendliche geplant. Der den Kantonen obliegende Vollzug soll mittels eines
Anweisungsrechts des Bundesamtes flr Polizei vereinheitlicht werden. Die
Interessenorganisation der Waffentréager, Pro Tell, meldete Widerstand gegen die neuen
Vorschriften und dabei insbesondere gegen die Erwerbsscheinpflicht fir den Handel
unter Privaten an. Diese Kritik wurde in der Vernehmlassung auch von den burgerlichen
Parteien weitgehend geteilt; einzig die Neuerung, dass auch Waffenimitationen
rechtlich erfasst werden sollen, war unbestritten. Unterstitzung fand die angestrebte
Verscharfung des Waffenrechts bei der Linken und der EVP, wobei die SP sogar noch
weiter gehen wollte und sich daflir aussprach, dass in Zukunft die Ordonanzwaffe der
Armeeangehorigen nicht mehr in der eigenen Wohnung aufbewahrt werden darf. Die
Kantone kritisierten in der Vernehmlassung vor allem die zusatzlichen
Bundeskompetenzen beim Vollzug. *
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Im Juni legte der Bundesrat dem Parlament seinen Entwurf fiir eine Revision des
Staatsschutzgesetzes (Bundesgesetz Uber Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit) vor. Die darin vorgesehenen zusatzlichen Mittel der
Informationsbeschaffung begriindete er auch mit der in den letzten Jahren erhdhten
Wahrscheinlichkeit, dass auch die Schweiz Ziel von ,islamistisch motivierten
Terroranschlagen™ werden kénnte. Die in der Vernehmlassung am meisten umstrittenen
Anderungen, die praventive Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs, das
Abhéren und Beobachten von Privatrdumen sowie das Durchsuchen von
Computersystemen bei Verdacht auf Terrorismus, internationalen Waffenhandel oder
Spionage, wurden beibehalten. Die Anordnung dieser aussergewdhnlichen Massnahmen
erfordert eine doppelte, richterliche und politische Kontrolle, welche durch das
Bundesverwaltungsgericht einerseits und die Vorsteher von EJPD und VBS andererseits
ausgeubt wird. Der Justizminister soll zudem die Kompetenz erhalten, Tatigkeiten zu
verbieten, die terroristische oder gewalttatige Aktivitaten fordern oder die innere oder
aussere Sicherheit des Staates gefahrden. Der Bundesrat moéchte zudem die in den
letzten Jahren mehr als einmal umstrittene Tatigkeit von Informanten des
Inlandnachrichtendienstes beim Bundesamt fir Polizei (DAP, Dienst flir Analyse und
Préavention) auf eine sicherere rechtliche Basis stellen. Dazu gehdren einerseits
Vorschriften Uber die Entschadigung dieser Agenten, andererseits aber auch
Massnahmen zu ihrem Schutz vor Repressalien durch die Ausstattung mit einer
Tarnidentitat. In ersten Reaktionen sprachen sich die Linke und die SVP gegen, die CVP
und die FDP fur die vorgeschlagenen Massnahmen aus.

Mit militérischen Waffen begangene Gewalttaten im zivilen Bereich belebten die
Diskussion um das Waffenrecht im Allgemeinen und um die private Aufbewahrung von
Ordonnanzwaffen im Besonderen. Am Rande der Beratungen Uber die Revision des
Waffengesetzes wurde im Nationalrat ein Antrag der Linken, die militarische
Ordonnanzwaffe nicht mehr nach Hause abzugeben, heftig debattiert und schliesslich
abgelehnt. Ein von der SP, der GP, der GSoA (Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee) und
diversen frauen- und friedenspolitischen Organisationen gebildetes Komitee lancierte
im August eine Volksinitiative mit dem Titel »,Schutz vor Waffengewalt™. Diese fordert
neben dem Verbot der privaten Aufbewahrung von Militarwaffen eine Verscharfung des
Waffenrechts. Insbesondere wird fir den Waffenbesitz und -erwerb ein
Bedarfsnachweis verlangt und die Einfihrung eines nationalen Waffenregisters
vorgeschrieben. %

Als Erstrat behandelte der Stdnderat den Entwurf einer Totalrevision des
Bundesgesetzes betreffend die Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs
(BUPF). Die Gesetzesanderung sollte vor allem sicherstellen, dass der verschliisselte
Fernmeldeverkehr auch bei kinftigen technologischen Entwicklungen im Rahmen der
Strafverfolgung weiterhin Uberwacht und nicht fur kriminelle Taten missbraucht werden
kann. So sollte eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden fiir Uberwachungen mit
sogenannten Staatstrojanern (Government Software/GovWare), deren Einsatz im
Rahmen eines Strafverfahrens moglich ist, wenn er von der Staatsanwaltschaft
beantragt und vom zustéandigen Zwangsmassnahmengericht genehmigt wurde. Bisher ist
eine Uberwachung nur bei der Notsuche nach einer vermissten Person erlaubt. Neu
sollten auch Anbieter von Post- und Fernmeldediensten zur Mitwirkung an
Uberwachungen verpflichtet werden kénnen. Als Gegenzug erhielten sie eine
Entschadigung. Es war denn auch dieser Punkt, der im Standerat mehr zu reden gab als
der Einsatz der Staatstrojaner und deren Vereinbarkeit mit den Grundrechten. Mit 27 zu
13 Stimmen bei einer Enthaltung entschied sich dennoch eine Ratsmehrheit dafir, die
Anbieter zu entschadigen. Eine weitere Abweichung vom bundesréatlichen Entwurf
ergab sich bei der Aufbewahrungsdauer der Randdaten. Wahrend der Bundesrat die
Frist allgemein von sechs auf zwolf Monate verlangern wollte, sprach sich der Standerat
nur beim Fernmeldeverkehr, nicht aber beim Postverkehr, dafur aus. Der Standerat
nahm den abgeéanderten Entwurf mit 30 zu 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Im Juli
formierte sich ein Blndnis von linken Gruppierungen - darunter die Juso, die Grlnen,
die jungen Grunen, die Piratenpartei und die Nichtregierungsorganisation ,Digitale
Gesellschaft™ - und Telekommunikationsanbietern, welches gegen die Bupf-Revision
das Referendum erwog. ¥
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Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen flur die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz liber die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hatten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Llcken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemasse und
inkoharente Rechtsgrundlagen zurlckzufihren seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen fur das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erlauternden Bericht als «samtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verflgbarkeit, Integritdt und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhéangig davon, ob die Informationen elektronisch, mundlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zustandigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgefuhrten Vernehmlassung waren Uberwiegend positive
Rickmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehdrde dem Entwurf
grundsétzlich positiv gegeniiber, brachten jedoch einige Anderungsvorschlige an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Prazisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Offentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfanglich ablehnend
ausserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenliber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsatzlich skeptisch gegenlberstanden, wirde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behorden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurlckgreifen kdnnen und sie diese nicht selber aufbauen mussen. Der SGV
kritisierte indessen den «irrefihrenden Titel» sowie die mangelhafte Qualitat der
erlauternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz Uber die Informationssicherheit in Bundesbehdrden und &ahnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
Uberwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrisst. 28

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgendssischen Raten Uber das
revidierte BUPF stellte sich - wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Griiter
(svp, LU) bereits seit langerem angekiindigt - das Referendumskomitee .,Stop BUPF™
vor. Inm gehorten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grunliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewodhnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April présentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als ,unverhéltnismassig™ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlangert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten flir die Behorden bereithalten missen, ausgeweitet wurde.
Andererseits storten sich die BUPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlisselte Kommunikation abhéren kénnen.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitsllcken
ausnutzen sollen, wodurch ein ,legaler Schwarzmarkt von Sicherheitsllicken™ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Prasident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhdren
verschltusselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Prasident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behdrden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschaftsfihrer des Branchenverbandes Swico, die
~Uberrissenen Mitwirkungspflichten™, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behoérden auf ihre Systeme einrichten mussten. Im Grundsatz war sich das
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Komitee einig, dass die Privatsphare nicht auf Vorrat eingeschrankt werden solle - mit
den Worten von Juso-Prasident Fabian Molina: ,Im Zweifel flr die Freiheit.” Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, ausserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteiprasidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BUPF im Parlament gutgeheissen hatte.

Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Halfte der bendtigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklarte Juso-Prasident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttauscht Uber die schwache Sammelleistung der burgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Rickzug Molinas als feige und unzuverlassig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfillt
hatten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsachlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hatte: Das Komitee verkindete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
mussten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein .gewaltiger Alarmismus®
breitgemacht, der die Sammler zusatzlich anspornte, erkléarte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gultige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.

Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hatten eingereicht
werden kénnen. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Fur das
Komitee sei es eine ,gewaltige Enttduschung”. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BUPF wie von den eidgenéssischen Raten verabschiedet in Kraft treten. 27

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schltzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blichsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnenmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militarnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grlinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderarzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekédmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschréanken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

19



An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Blrgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie finf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe fUr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Ankindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtméssigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig préazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Staddteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmassigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in finf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moéglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden kénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrdnkte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemaéngelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehort. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
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versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfillen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. *°

Selbst Wochen nach der Verabschiedung der Botschaft zur Umsetzung der gednderten
EU-Waffenrichtlinie durch den Bundesrat Anfang Mérz 2018 ebbte die gesellschaftliche
Debatte Uber die geplante Verscharfung des Schweizer Waffenrechts nicht ab. Mitte
Marz schloss sich der schweizerische Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband
(SBV) medienwirksam der Front um den schweizerischen Schiesssportverband (SSV) an
und liess durch seinen Prasidenten Daniel Wyss abermals verkinden, man werde das
Referendum ergreifen, sollte die Gesetzesanderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen
vom Parlament gutgeheissen werden. Fur den SBV habe die neue Regelung «eine
riesige, existenzgefahrdende Auswirkung», ~da sich der Aufwand fur die
Waffengeschafte durch die auf samtliche Transaktionen ausgedehnte Meldepflicht
sowie die Markierungspflicht aller wesentlichen Waffenbestandteile schatzungsweise
um eine Stunde pro Tag erhdhe; «und wir bekdmpfen damit keinen einzigen
Verbrecher», emporte sich Wyss gegenlber der Aargauer Zeitung. Der Schaden durch
die Gesetzesanderung wéare so massiv, dass der SBV diesen hdher gewichte als die
Abkommen von Schengen und Dublin. Am besten wéare es jedoch, wenn das Parlament
die Vorlage so abanderte, dass kein Referendum notig wére.

Gut zwei Wochen spéater drangten die Beflrworter der Vorlage ins Rampenlicht, indem
die SP zusammen mit dem Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB), der
Verbindung der psychiatrisch-psychotherapeutisch tatigen Arztinnen und Arzte und
den Evangelischen Frauen Schweiz vor den Medien die «Plattform fir ein
zukunftsfahiges Waffenrecht» prasentierte. Als gemeinsames Ziel nannten sie ein
striktes Waffenrecht flr eine sichere Schweiz; das schweizerische Waffenrecht solle
dazu enger an die Vorgaben der EU-Richtlinie angepasst werden als dies der Bundesrat
vorsah. Die SP hatte 14 Anderungsantrage vorbereitet, um den Entwurf des Bundesrates
zu verscharfen, u.a. betreffend die Nachregistrierung und die Aufbewahrung von
Waffen, die Marktpreise fir Armeewaffen sowie die Moglichkeit fir Kantone, ein
psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn die Gefahr von Selbst- oder
Fremdgefahrdung mit der Waffe besteht. Wahrend sich die Arztinnen und Arzte in
erster Linie zur Verhinderung von hauslicher Gewalt und Suiziden fur eine Verschéarfung
des Waffenrechts einsetzten, war das Hauptanliegen der Polizeibeamten ein
lickenloses, schweizweites Waffenregister, um vor einem Polizeieinsatz wissen zu
kénnen, ob mit Waffen zu rechnen ist. Die kantonalen Waffenregister seien
unvollstdndig, da eine Registrierungspflicht erst seit 2008 bestehe, argumentierte
VSPB-Generalsekretdr Max Hofmann in der NZZ. Er winschte sich deshalb die
Nachregistrierung samtlicher Waffen, nicht nur der halbautomatischen. Ausserdem
betonte er im «Blick» die Unverzichtbarkeit des Schengener Informationssystems fur
die Polizeiarbeit.

Damit stellte sich der VSPB offen gegen der Polizei im Grunde wohlgesinnte Kreise wie
die Schutzen. Die Polizeibeamten liessen sich von der SP instrumentalisieren,
kritisierten SVP-Nationalrat Werner Salzmann (svp, BE) und ProTell-Generalsekretéar
Robin Udry denn auch postwendend. Fur Letzteren wére die Nachregistrierung aller
Schusswaffen gemass NZZ «der Orwellsche Albtraum eines Uberwachungsstaats».
Hofmann entgegnete darauf, es gehe nicht um Ideologie, sondern um die Sache und der
VSPB unterstitze auch nicht alle Visionen seiner Allianzpartner. Wenige Tage nach
seinem Auftritt an der Medienkonferenz der «Plattform flr ein zukunftsfahiges
Waffenrecht» erntete Hofmann jedoch auch aus den eigenen Reihen Kritik. Erwin
Rommel, Mitglied des Zentralvorstandes des VSPB, &usserte sich in der BaZ
dahingehend, dass er vom Vorgehen der Geschéftsleitung nichts gewusst habe. Ein
solcher Auftritt stehe Hofmann nicht an, da der Verband laut Statuten politisch neutral
bleiben musse. Ausserdem seien die Verbandsmitglieder nicht Uber ihre Meinung zur
Waffenrechtsverscharfung befragt worden. Der interne Knatsch bei den Polizisten fand
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wohl ihren Hohepunkt, als sich die KKPKS vor der SiK-NR dezidiert gegen die Vorlage
des Bundesrats aussprach. Die Gesetzesadnderung bringe «viel Burokratie bei wenig
Nutzen», monierte sie in der Anhérung. Ob sie jedoch den zusatzlichen Aufwand in Kauf
néhme, um das Schengen-Abkommen zu schitzen, sei geméass der NZZ unklar
geblieben. Die SiK entschied in der Folge, zusatzlich auch noch die Polizeibeamten und
die KKJPD zu einer schriftlichen Stellungnahme einzuladen. Derweil sah sich der VSPB
zu einer Rechtfertigung gezwungen und stellte in einer Mitteilung klar, man fordere
entgegen der Darstellung in den Medien keine striktere Umsetzung als die vom
Bundesrat angedachte und unterstutze die weitergehenden Forderungen seitens der SP
nicht.

Inzwischen herrschte aber auch aufseiten der Waffenlobby nicht nur Friede, Freude,
Eierkuchen: «Immer mehr burgerliche Waffenfreunde gehen auf Distanz zur neuen
Flhrungscrew um den interimistischen ProTell-Présidenten Jean-Luc Addor, die
radikale Tendenzen zeigt», schrieb die Aargauer Zeitung Mitte April. Presseberichten
zufolge sei selbst Standerat Josef Dittli (fdp, UR), seines Zeichens - notabene neben
Addor - Co-Prasident der «Parlamentarischen Gruppe flur ein freiheitliches
Waffenrecht», der radikale Kurs der ProTell-Fuhrung nicht geheuer. Er unterstitze die
Forderung von Addor und «gleichgesinnten Protagonisten» nach o&ffentlichem
Waffentragen nicht. «Die Schweiz ist nicht der Wilde Westen!», zitierte ihn
beispielsweise die Luzerner Zeitung. Auch SVP-Nationalrat und Wortfihrer der
Waffenfreunde, Werner Salzmann, stecke diesbezlglich «im Dilemma», berichtete
dieselbe Zeitung. Zu Wort meldete sich ebenfalls Alt-Nationalrat Willy Pfund (fdp, SO),
seinerzeit Prasident von ProTell, der dieses Amt 2016 jedoch «im Zorn Uber den Kurs
des Addor-Lagers» (Aargauer Zeitung) niedergelegt hatte. Er bezeichnete den Wunsch
nach Waffentragen in der Offentlichkeit als «unsinnige und gefahrliche Forderung»: Die
Offentlichkeit reagiere heute sensibler auf solche Fragen als noch vor einigen Jahren,
weshalb man damit letztlich das liberale Schweizer Waffenrecht gefédhrde. Die Aargauer
Nationalratin Silvia Fllckiger-Béani (svp, AG) war gar so erbost Uber die ProTell-Flhrung
um Addor, dass sie nach 14-jahriger Mitgliedschaft kurzerhand den Austritt aus der
Organisation gab. Einig waren sich die waffenfreundlichen Burgerlichen und ProTell
einzig darin, dass die EU-Waffenrichtlinie bekdmpft werden musse. Dies kam denn auch
an der Generalversammlung von ProTell am 14. April zum Ausdruck: Nachdem die SiK-
NR wenige Tage zuvor auf die Vorlage des Bundesrates zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie eingetreten war, beschlossen die ProTell-Mitglieder vorsorglich
einstimmig das Referendum. Zur Bek@mpfung der Gesetzesvorlage werde man
néchstens eine «sehr starke und einflussreiche» nationale Allianz grinden, gab ProTell-
Generalsekretar Robin Udry in der Sonntagszeitung zu Protokoll.

Die SiK-NR schrieb in ihrer Medienmitteilung, sie sei mit 15 zu 9 Stimmen auf die
Vorlage eingetreten, um einerseits das Schengen-Assoziierungsabkommen nicht zu
gefahrden und andererseits mit einer mdglichst pragmatischen Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie die Traditionen des schweizerischen Schiesswesens wahren zu
konnen. Das Volk solle Uberdies die Moglichkeit haben, sich im Rahmen eines
fakultativen Referendums zur Frage zu &aussern. Die Minderheit habe indes keinen
Revisionsbedarf im schweizerischen Waffenrecht geortet, keinen Nutzen fir die
Terrorbekémpfung gesehen und den hohen administrativen Umsetzungsaufwand
geflrchtet. Einen Rickweisungs- und eine Sistierungsantrag hatte die Kommission
abgelehnt. Neben der schon erwdhnten KKPKS hatte die Kommission auch den SBV,
ProTell, den SSV, die schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) und die Organisation
«Stop Suicide» angehort, was die NZZ zur Bemerkung veranlasste, bei den Anhérungen
seien fast nur Gegner der Vorlage zu Wort gekommen.

Wahrend sich der SBV, ProTell, der SSV und die AUNS - sowie auch die GSoA als
explizite Befurworterin der Waffenrechtsverschérfung - schon auf den «wohl
unausweichlichen Referendumskampf» (BaZ) vorbereiteten, zeigte sich die SOG in
dieser Sache wenig enthusiastisch. |hr Prasident Stefan Holenstein geizte gegenuber
der BaZ zwar nicht mit Kritik an der Vorlage und an deren Beflrwortern, erachtete das
Referendum jedoch nicht als zwingend. So attestierte er der CVP und der FDP eine
«Ubertriebene Angst vor einer Kindigung des Schengen/Dublin-Abkommens» und
stellte sich auf den Standpunkt, es gebe bei der Umsetzung der EU-Richtlinie durchaus
noch ungenutzten Spielraum. Die Pflicht, entweder Mitglied in einem Schiessverein zu
sein oder die Waffe regelmassig fir das sportliche Schiessen zu nutzen, bezeichnete er
als «unverhaltnismassig und eine Bevormundung». Die Vorlage bekdmpfe so nicht den
gefahrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern treffe legale Waffenbesitzer und
indirekt, Uber das ausserdienstliche Schiesswesen, auch die Armee. Es sei indes
moglich, das Gesetz freiheitlich auszugestalten und dem «eigenstandigen Staats- und
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Milizwesen» der Schweiz anzupassen. An das Parlament richtete er deshalb die
Forderung, auf «vorauseilenden Gehorsam gegentber der EU» zu verzichten. Es
bestehe kein Anlass, «panikartig von Schengen-Rauswurf» zu reden, sei das Abkommen
doch in gegenseitigem Interesse. In dieser Hinsicht sei die von Bundesrat und
Verwaltung proklamierte «Entweder-Oder-Strategie» nicht richtig. Fur die SOG stehe
das Referendum daher nicht im Vordergrund, sondern komme nur als Ultima Ratio in
Frage.

Frischen Wind in die Debatte brachte Mitte Mai schliesslich das Bekanntwerden des
genaueren Inhalts der tschechischen Klage beim EuGH betreffend die EU-
Waffenrichtlinie. Die Tschechische Republik zweifelte eben nicht nur wie bisher
angenommen an deren Rechtmaéssigkeit, sondern machte mit Hinblick auf die
Schweizer  Sonderregelung fur Armeewaffen auch eine Verletzung des
Diskriminierungsverbots geltend. Sollte der EuGH der Klagerin in diesem Punkt Recht
geben, bedeutete dies wohl das Aus flr die von der Schweiz ausgehandelte
Ausnahmeklausel. Aufgrund der so veranderten Ausgangslage wollte die SVP die
Sistierung der Vorlage in der Kommission noch einmal zum Thema machen. Die Presse
berichtete zudem, das Fedpol verfolge das Verfahren mit, fir eine Stellungnahme sei es
jedoch noch zu frah. *

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geénderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hoéchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Bundner Stdtélern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegentber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fur den Kampf gegen die Personenfreizligigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren klnftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Gberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdirdigkeit als enemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Genéve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schltsselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
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* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 32

Dafur, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung (ber die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veroffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der flr eine Europa-
Abstimmung ungewdhnlich  geringen  Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Uberdies auffallend fiir eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager représentierte, nur 35
Prozent ihrer Wahlerschaft mobilisieren konnte, wahrend bei den anderen grdsseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Griine) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.

Wenig Uberraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Wahrend Anhédngerinnen
und Anhénger der Grunen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhéangerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhéngerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.

Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hatten es fur
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden wére. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Beflrworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich Gberzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer  Risikovermeidungsstrategie lieber Ja  stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefahrdung von
Schengen/Dublin denn auch fir eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv fir ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
fUr Frauen dieser Aspekt wichtiger war als fir Manner. Das von den Nein-Stimmenden
am haufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses haufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primér entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, wahrend die Waffenrechtsverscharfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verscharfung fur nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». %

Kriminalitat

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit den vom Bundesrat 1991 vorgeschlagenen
Anderungen des Strafrechts in bezug auf nicht erlaubte Handlungen gegen das
Vermégen und auf das Falschen von Urkunden. In der Eintretensdebatte begrissten
samtliche Fraktionen diese Rechtsanpassung an die neuen Formen der
Wirtschaftskriminalitat. In der Detailberatung stimmte der Rat der von der Kommission
vorgeschlagenen weniger strengen Bestrafung von Personen, welche ohne
Bereicherungsabsichten in ein Computersystem eindringen (sog. Hacking) zu. Einen von
Vertretern der SP unterstltzten Antrag auf vollstdndige Straffreiheit fur derartige
Aktivitaten lehnte er hingegen ab. Mit Stichentscheid des Prasidenten abgelehnt wurde
auch ein von der SP, der GP, dem LdU und Teilen der CVP unterstitzter Antrag, es dem
Richter zu erlauben, bei Bagatelldelikten von einer Strafverfolgung abzusehen (sog.
Opportunitatsprinzip). Im Ubrigen nahm der Rat eine Reihe von Korrekturen am
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Regierungsentwurf vor, ohne allerdings Wesentliches zu verdndern. Im Anschluss an
seine Debatte Uberwies der Nationalrat oppositionslos eine Motion (Mo. 93.3037),
welche die Vorlage eines Bundesgesetzes tber die wirtschaftliche Strafrechtspflege in
Kriegszeiten verlangt. Der Standerat stimmte den neuen Bestimmungen in der
Wintersession zu, schuf aber doch einige Differenzen zum Nationalrat. Insbesondere
nahm er als zusatzlichen strafbaren Tatbestand auch noch das Einschleusen von Viren
in Computersysteme sowie die Herstellung und Verbreitung derartiger Programme in
das Gesetz auf. *

Erstmals seit 1988 ist 1992 die Gesamtheit der bei der Polizei angezeigten Verbrechen
und Vergehen wieder zurlckgegangen. Ausschlaggebend flr diese Entwicklung war eine
Abnahme bei den gemeldeten Diebstéhlen; die angezeigten Gewaltdelikte wie Raub
oder Koérperverletzung nahmen jedoch weiterhin zu. Die wachsende Angst eines Teils
der Bevolkerung, Opfer eines Verbrechens zu werden, liess die offentliche resp. die
innere Sicherheit auch zu einem wichtigen politischen Thema werden. Nach einer recht
emotionalen Debatte im Sommer prasentierten im Oktober sowohl die FDP als auch die
CVP ihre Thesen und Vorschlége zu dieser Problematik. Bei der Ursachenforschung
vermieden beide Parteien Schuldzuweisungen an politische Gegner oder bestimmte
Bevolkerungsgruppen. Sie machten fur die wachsende Kriminalitat eher allgemeine
gesellschaftliche Entwicklungen wie zunehmende Anonymitdt und Wertewandel
verantwortlich. Als Gegenmittel schlugen sie einen Ausbau der Strafverfolgungs- und
-vollzugsbehérden vor, was freilich nicht ohne zusatzliches Personal und neue
Strafvollzugsanstalten zu bewerkstelligen ware. Auch Exponenten der SVP &dusserten
sich in ahnlicher Weise. Bundesrat Koller beauftragte eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe mit der Abklarung der Frage, welche Beitrage das EJPD zur Verbesserung
der Situation leisten kann. Wenig Resonanz fand dieses Thema bei der SP, die zwar
ebenfalls Vollzugsprobleme konstatierte, sonst aber den Verdacht dusserte, dass dieses
Thema von den blrgerlichen Parteien hochgespielt werde, um von den wirtschaftlichen
Problemen abzulenken und um Wahlerstimmen zu erobern. Zumindest im lokalen
Rahmen wurde ihre Anschuldigung bestatigt, als die Zircher SVP in Wahlkampfinseraten
die «Linken und Netten> fir die zunenmende Kriminalitat verantwortlich machte. *°

In der Vernehmlassung stiess insbesondere die Aufwertung der Bestechung im
Privatbereich zu einem Offizialdelikt auf breite Kritik. Alle vier Bundesratsparteien,
aber auch der Vorort und die linke Vereinigung «Demokratische Juristinnen und
Juristen» lehnten diese Gleichbehandlung von staatlicher und privater Sphére ab.
Wenig Zustimmung fanden auch die neuen Vorschriften Uber das sogenannte Anflttern.
Dieser Tatbestand sei derart unklar, dass die Gefahr von willklrlicher Strafverfolgung
bestehe. Mit der Strafbarkeit der Bestechung auslandischer Beamter erklarte sich der
Vorort einverstanden, auch wenn er zu bedenken gab, dass damit die Bewerbung um
Staatsauftrage in Landern, wo derartige Zahlungen landesublich seien, gravierend
erschwert wirde. *

Der im Vorjahr vom Bundesrat in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fur ein
Sistieren des Laufens der zehnjahrigen Verjahrungsfrist bei sexuellen Delikten mit
Kindern bis zum 18. Altersjahr der Opfer rief ein gemischtes Echo hervor. Die beiden
Strafrechtler Martin Killias und Guido Jenny, aber auch die SP beflirchteten, dass es bei
einer derart verlangerten Verjahrungsfrist zu Fehlurteilen kommen kénnte und die
Gefahr von verleumderischen Anzeigen bestehen wirde. Neben der SP zeigte sich auch
die SVP skeptisch. ¥
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Landesverteidigung

Militarorganisation

Mitte Marz 2014 gelangte die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Zustindigkeiten
im Bereich des zivilen Nachrichtendienstes (ZNDG) in den Nationalrat, dessen
sicherheitspolitische Kommission (SiK) Eintreten einstimmig beschlossen hatte.
Grundsatzlich standen alle Fraktionen hinter der vom Sténderat verabschiedeten
Fassung. Einzig die SP-Fraktion zeigte sich engagiert und wollte, so Fraktionssprecherin
Graf-Litscher (sp, TG), die vorliegende Version noch optimieren. Zwei
Minderheitsantrage wurden vorgetragen. Neben der Uberpriifung auf die Erheblichkeit
und Richtigkeit der zu erfassenden Personendaten sollten zuséatzliche Einschatzungen
Uber die Berechtigung einer Fichierung vorgenommen werden mussen. Zweitens sollten
Erkenntnisse des Nachrichtendienstes den Strafverfolgungsbehérden nicht auf Anfrage
zur Verflgung gestellt, sondern auf Eigeninitiative des NDB unverzlglich gemeldet
werden. Beide Antrage fanden jedoch im Ratsplenum keine Mehrheit und wurden
jeweils deutlich abgelehnt. Bundesrat Maurer gab in seinem Votum zu bedenken, dass
es sich bei diesem Gesetz um eine Ubergangsgesetzgebung handle und deswegen keine
Praxisanderungen  angestrebt werden sollten. Mit der Ablehnung der
Minderheitsantréage stand nun noch die sténderatliche Fassung im Raum, welche in der
Gesamtabstimmung mit 167 zu 1 Stimme deutlich gutgeheissen wurde. Das deutliche
Votum aus dem Nationalrat setzte sich in den jeweiligen Schlussabstimmungen fort; die
kleine Kammer verabschiedete die Vorlage einstimmig mit 42 Stimmen, der Nationalrat
segnete sie mit 194 ebenfalls einstimmig ab. *

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Der Entscheid des Ensi, dem AKW Beznau 1 die Wiederbetriebsaufnahme zu erlauben,
stiess in diversen Kreisen auf Widerstand und I6ste grosses Interesse in den Medien
aus. Die Grinen drohten mit der Lancierung einer Volksinitiative mit dem Ziel, Beznau 1
innert einem Jahr nach Annahme stillzulegen. Um bei einer Zwangsabschaltung
mogliche Schadenersatzforderungen seitens der Betreiberin Axpo auszuschliessen,
wirde der Initiativtext so formuliert werden, dass nur geringe bis keine
Geldforderungen geltend gemacht werden kénnten. Mangels Absprache unter den
beteiligten AKW-Gegnern sah die Grine Partei spater vorerst von diesem Vorhaben ab.
Anstelle der Volksinitiative reichte die Griine-Fraktion eine Motion (18.3101) ein mit dem
Ziel, beiden Blocken von Beznau die Betriebsbewilligung zu entziehen. Zuvor hatte sie
auch schon mit einer bereits eingereichten Motion (18.3010) «Keine Lex Beznau»
versucht, einen vorlaufigen Verzicht auf die geplanten Verordnungsédnderungen im
Kernenergiebereich und auf eine Abschwachung der zuléssigen
Strahlenschutzbestimmungen zu erreichen.

Kritik zu diesen geplanten Verordnungsanderungen kam auch seitens der SP. Diese
reichte, nebst dem Startschuss zur Unterschriftensammlung fir eine Petition «gegen
die Aufweichung der AKW-Sicherheit», beim UVEK eine Aufsichtsbeschwerde mit dem
Vermerk «Skandal» ein. Konkret richtete sich diese Beschwerde, wie auch schon die
Motion Kalin «Keine Lex Beznau», gegen das Vorhaben des Bundesrates, die
Anforderungen an die maximale Strahlenbelastung im Falle eines Erdbebens von einem
Millisievert auf 100 Millisievert abzuschwéachen. Dies sei skandalds, da betreffend diesen
Wert derzeit beim Bundesverwaltungsgericht ein Beschwerdeverfahren gegen das Ensi
vorliege und dem AKW Beznau die Betriebsbewilligung im Falle eines Grenzwertes von 1
Millisievert entzogen werden musste. In der Beschwerde forderte die SP deshalb, dass
der Axpo die Betriebsbewilligung fur Beznau 1 und 2 entzogen wird sowie dass die
geplanten Anderungen in den Verordnungen bis zum Ende des Rechtsstreits
aufgeschoben werden.

Fur Stirnrunzeln sorgte das Vorhaben des Bundesrates auch im burgerlichen Lager. So
forderte Stadnderat Damian Miller (fdp, LU) in einem eingereichten Postulat (18.3175)
einen Priufbericht im Bereich Strahlenschutz. Er sei zwar grundsatzlich nicht gegen den
Betrieb der bestehenden AKW, solange sie sicher seien, gerade Letzteres bezweifle er
angesichts der aussergewdhnlichen Anderung der Spielregeln wahrend eines
Rechtsverfahrens jedoch.

Des Weiteren meldeten sich auch aus dem Nachbarland Deutschland kritische Stimmen
aus verschiedenen Parteien, unter anderem von den Grunen, der SPD und der CDU, zur
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erneuten Inbetriebnahme. Auch das Ministerium fir Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft des Bundeslandes Baden-Wurttemberg kritisierte die geplanten
Anpassungen der Strahlenschutzbestimmungen in einem Brief an die Schweizer
Regierung.

Zuletzt &usserten auch die Kantone Zurich, Basel-Stadt, Waadt, Freiburg, Tessin,
Appenzell-Innerrhoden, Schwyz sowie Bern ihre Bedenken. Die Schwyzer Regierung
schrieb beispielsweise, man dirfe die Sicherheitsanforderungen nicht abschwéchen,
und der Berner Regierungsrat bezeichnete die Senkung des Sicherheitsniveaus als
«nicht hinnehmbar». *

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Die Griine Partei stellte ihre Vorschlage zur Drogenpolitik vor. Kurzfristig verlangten
die GrlUnen eine breitangelegte, medizinisch kontrollierte Drogenabgabe sowie
Betreuungsangebote und Ausstiegshilfen flr Stchtige. Langfristig, meinten sie, misse
eine kontrollierte Regelung des Handels eingeftihrt werden, um dem illegalen Markt den
Boden zu entziehen. Die Einfuhr, die Herstellung, der Verkauf und die fiskalische
Belastung von Betaubungsmitteln solle ausschliesslich dem Bund zustehen. Auch die
Sozialdemokratische Partei sprach sich an ihrem Parteitag fir eine weitgehende
Legalisierung der Drogen sowie fur ein Staatsmonopol bei der Herstellung dem Handel
und dem Vertrieb aus. *°

Mitte Mai 1993 lancierte die Arbeitsgemeinschaft flr Drogenlegalisierung (Droleg), die
Nachfolgeorganisation des «Vereins gegen gesellschaftliche Gleichgultigkeit» (VGGQ)
mit Unterstltzung der Grinen und der SP die Volksinitiative «Fiir eine verniinftige
Drogenpolitik/Tabula rasa mit der Drogenmafia». Sie verlangt, dass der Drogenkonsum
entkriminalisiert wird und der Staat Handel und Herstellung von Betaubungsmitteln
regelt. Der Text der Initiative hatte bis zuletzt zu heftigen Diskussionen gefiihrt. Uber
die generelle Stossrichtung waren sich die in der Tragerschaft zusammengeschlossenen
Gassenarbeiter, Drogenfachleute, Arzte, Juristen und Politiker weitgehend einig.
Umstritten war hingegen die sogenannte Medizinalisierung der Drogenabgabe.
Schliesslich setzten sich die Gassenarbeiter mit ihrer Variante durch, wonach
Betdubungsmittel, die heute illegal konsumiert werden, wie Haschisch, Heroin und
Kokain, nach Annahme des Volksbegehrens frei und ohne Rezept bezogen werden
kénnten. Nicht glicklich tUber diesen Entscheid war der St. Galler SP-Nationalrat
Rechsteiner, der massgeblich an der Ausarbeitung der Initiative beteiligt gewesen war
und nun beflrchtete, damit werde die politische Grundsatzdiskussion auf einen
Nebenschauplatz abgedrangt. Wegen dieser Bedenken und der Skepsis der welschen
Genossen beschloss der Vorstand der SP, die Initiative zwar zu unterstitzen, dem
Tréagerverein aber nicht beizutreten. *

Der Bundesrat gab die Frage, ob der Drogenkonsum straffrei werden solle, in eine
breite Vernehmlassung. Die FDP sprach sich grundsatzlich flr eine Strafbefreiung des
Konsums aus, wollte diesen aber auf den privaten Bereich beschranken. Die SP forderte
eine moglichst rasche Entkriminalisierung nicht nur beim Konsum, sondern auch beim
Erwerb und Besitz kleiner Drogenmengen fur den Eigenverbrauch. Beide Parteien
stimmten der Kommission Schild bezlglich der arztlichen Verschreibung von
Betdubungsmitteln zu. Ihr Nein zur Strafbefreiung bekréftigte die SVP. In der Frage der
Drogenabgabe wollte sich die SVP nicht definitiv festlegen, sondern vorerst den
Abschluss der Versuche abwarten. Die CVP, die 1994 noch zusammen mit FDP und SP
das Programm "fir eine kohérente Drogenpolitik" unterstltzt hatte, welches die
Entkriminalisierung des Konsums vorsah, sprach sich nun ebenfalls fur den Beibehalt
der Strafverfolgung aus, wobei ihrer Meinung nach die Richter aber vom Grundsatz der
Opportunitat sollen Gebrauch machen kdonnen. Der Weiterflhrung der Heroinabgabe
stimmte sie zu. Die Kantone zeigten sich gespalten. Graublnden und Baselland
beflirworteten die Entkriminalisierung grundsatzlich, der Tessin zeigte sich nicht
abgeneigt. Als falschen Weg stuften hingegen Thurgau, St. Gallen und Wallis die
Strafbefreiung ein, wobei St. Gallen aber, wie Schaffhausen und Zirich eine
Strafbefreiung fur den Konsum von Cannabis unterstitzte. Von den Organisationen
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verlangte der Verband Sucht- und Drogenfachleute (VSD) nicht nur eine Strafbefreiung
far Konsum, sondern ein Staatsmonopol fur die Abgabe verschiedener Suchtmittel. Fur
eine Strafbefreiung sprachen sich auch die Eidg. Kommission fur Jugendfragen (EKJ),
die Dachorganisation der Jugendverbénde (SAJV), der Dachverband schweizerischer
Lehrerinnen und Lehrer (LCH) sowie die Stiftung Pro Juventute aus. Der Bundesrat
fUhlte sich durch die Ergebnisse der Vernehmlassung in seiner Vier-Saulen-Politik
bestatigt, kiindigte aber an, dass er mit weiteren Beschlissen zuwarten wolle, bis das
Ergebnis der Volksabstimmung Uber die verbotsorientierte Initiative "Jugend ohne
Drogen" vorliegt. *?
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